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Einleitung 

Seit den Römischen Verträgen von 1957 plant Europa die Ermöglichung der 
grenzüberschreitenden Verschmelzung. Solange jedoch ausdrückliche Rege-
lungen in den angesprochenen Gesellschaftsrechten fehlen und die nationalen 
Steuerbehörden die Besteuerung der stillen Rücklagen fordern, scheinen die 
nationalen Grenzen für Gesellschaften unüberwindlich zu sein. Obwohl Einig-
keit darüber besteht, daß diese Probleme durch eine europaeinheitliche Lösung 
beseitigt werden müssen, lehnten die Mitgliedstaaten die dafür erforderliche 
Beschränkung ihrer Regelungsbefugnisse lange Zeit ab. 

Die größten Schwierigkeiten bereiten die nationalen Steuerrechte mit der an-
fallenden Liquidationsbesteuerung. Dieses Hindernis will die am 23.7.1990 
verabschiedete EG-Fusionsrichtlinie aus dem Weg räumen. 1 Im Grundsatz 
sieht diese Richtlinie die steuerneutrale Behandlung der in den Wirt-
schaftsgütern ruhenden stillen Rücklagen vor bis zu deren tatsächlicher Rea-
lisierung. Obwohl die Richtlinie bis zum 1.1.1992 umgesetzt werden sollte,2 

hatten bis zum April 1993 nur Dänemark, Portugal und Spanien die Verpflich-
tung zur Transformation vollständig erfüllt. 3 

Vier weitere EG-Mitgliedstaaten haben die Richtlinie teilweise transformiert, 
aber den Bereich der grenzüberschreitenden Verschmelzung ausgespart.4 In 
Deutschland wurde die FRL durch das Steueränderungsgesetz 19925 nur auf 
dem Gebiet des Anteilstauschs und der Einbringung von Unternehmensteilen 
umgesetzt. Für grenzüberschreitende Verschmelzungen aber verweigert der 
Steuergesetzgeber die entsprechende Reform des deutschen Steuerrechts, so-
lange der gesellschaftsrechtliche Rahmen für grenzüberschreitende Verschmel-
zungen fehlt. Damit wird die enge gegenseitige Abhängigkeit von Steuerrecht 
und Gesellschaftsrecht deutlich. Eine Behandlung der Besteuerung grenzüber-

1 Richtlinie des Rates vom 23.7.1990 Ober das gemeinsame Steuersystem filr Fusionen, Spaltungen, 
die Einbringung von Untemehmensteilen und den Austausch von Anteilen, die Gesel1schaften ver-
schiedener Mitgliedstaaten betreffen, ABlEG. 1990 Nr. L 225, 1 - 5. 

2 Art. 12 Abs. 1 FRL. 
3 Dänemark: Lov Nr. 2/9 AF 03/04/92, Lovidende A 1992, S. 827; Portugal: Decreto - Lei N. 

123/92 vom 02.07.1992, Diario da Republica i Aviso N. 150 vom 02.07.1992; Spanien: Ley N. 
29/1991 vom 16.12.1991, Bolitin Oficial Dei Estado N. 301 17/12/91, S. 40533. Quel1e: Datenbanken 
der EG-Kommission (CELEX-Datenbanken), Dokumentennr. 10479. Vgl. auch Thömmes, IWB Fach 
5, EG, Gruppe 2, 197. 

4 Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Luxemburg. Datenbanken der EG-Kommission 
(CELEX-Datenbanken), Dokumentennr. 10479; Thömmes. IWB Fach 5, EG, Gruppe 2, 197. 

5 In der vom Bundestag in I. Lesung beschlossenen, am 14. Februar 1992 vom Bundesrat endgültig 
verabschiedeten Fassung vom 8.11.1991, BGBI. 11992,297. 

2* 



20 Einleitung 

schreitender Verschmelzungen ist unmöglich, ohne vorher die gesellschafts-
rechtlichen Rahmenbedingungen erörtert zu haben. 

A. Ziel der Arbeit 

Die FRL verlangt vom nationalen Gesetzgeber grundlegende Reformen auf 
dem Gebiet der direkten Unternehmenssteuern. Dennoch besteht keine Klarheit 
darüber, wie grenzüberschreitende Verschmelzungen mit dem gegenwärtig zur 
Verfügung stehenden Instrumentarium des nationalen Steuerrechts zu behan-
deln sind. Bevor jedoch ein richtlinienkonformer Lösungsvorschlag erwogen 
werden kann, müssen in einer Bestandsaufnahme die gegenwärtigen Rahmen-
bedingungen und Hindernisse rur grenzüberschreitende Verschmelzungen 
sowohl im Bereich der direkten Steuern als auch im Bereich des Gesellschafts-
rechts aufgearbeitet werden. Folgende Fragen will die Arbeit beantworten: 

Welche gesetzlichen Rahmenbedingungen bestehen gegenwärtig im 
deutschen Gesellschafts- und Steuerrecht rur grenzüberschreitende Ver-
schmelzungen? 

Welche Anforderungen stellt die Fusionsrichtlinie an das nationale 
Steuerrecht und welche unmittelbaren Auswirkungen hat sie? 

Wo besteht im Steuerrecht noch Reformbedarfzur Umsetzung der FRL? 

B. Gang der Untersuchung und 
Abgrenzung des Themas 

Die Arbeit behandelt die Verschmelzungen von Aktiengesellschaften aus 
zwei oder mehr EG-Mitgliedstaaten.6 Andere grenzüberschreitende Struktur-
veränderungen wie die Spaltung oder der Anteilstausch werden nicht berück-
sichtigt. Die grenzüberschreitende Verschmelzung kann grundsätzlich in zwei 
Richtungen stattfinden, je nach dem, ob der übernehmende Rechtsträger In-
länder oder Ausländer ist. Der weitaus problematischere Fall ist die Übertra-
gung auf einen ausländischen Rechtsträger. Dabei werden schützenswerte 
inländische Interessen berührt, deren Wahrung sichergestellt sein muß: Das 
Interesse des Steuergläubigers auf Erfassung der stillen Rücklagen, der Unter-
nehmensgläubiger auf Sicherstellung ihrer Forderungen, der Aktionäre auf 
Geltendmachung ihrer Eigentümerrechte sowie der Arbeitnehmer im Rahmen 
der Unternehmensmitbestimmung. Verschmelzungen in der umgekehrten 
Richtung berühren inländische Interessen dagegen kaum. Schwerpunkt der 
Untersuchung ist daher die "auswandernde" Verschmelzung. 

6 V gl. Art. I FRL. 
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I. Zh'i1rechtIiche Rahmenbedingungen 

Das Steuerrecht ist in vielfältiger Weise abhängig von zivilrechtlichen Wer-
tungen. Als Beispiel sei nur die Maßgeblichkeit der Handelsbilanz rur die Be-
steuerung gemäß § 5 Abs. I EStG genannt oder § I UmwStG, der als Tatbe-
standsmerkmal rur die Anwendbarkeit der §§ 2 - 19 UmwStG die Gesam-
trechtsnachfolge voraussetzt. Soweit erforderlich, ist daher im Vorfeld die 
grenzüberschreitende Verschmelzung zunächst aus der Sicht des deutschen 
IPR und Gesellschaftsrechts darzustellen. Dazu gehören auch geplante EG-
Rechtsakte, soweit sie die grenzüberschreitende Verschmelzung betreffen. 

Il Die Fusionsrichtlinie und ihre Auswirkungen 

Die FRL zielt ab auf die steuerneutrale Behandlung grenzüberschreitender 
Verschmelzungen. Da die Mitgliedstaaten zur Umsetzung verpflichtet sind, ist 
zu untersuchen, wo die Richtlinie Neues einfUhren will und wo sie auf Altbe-
kanntes zurückgreift. Auch die Auswirkungen der verstrichenen Umsetzungs-
frist sind zu erörtern.7 Selbst wenn die vom EuGH aufgestellten Voraussetzun-
gen rur die unmittelbare Anwendbarkeit nicht erfiillt sind, so trifft die Mit-
gliedstaaten doch zumindest die Pflicht zur richtlinienkonformen Auslegung. 8 

Durch einen Vergleich der FRL-Anforderungen mit dem jetzigen Steuerrecht 
läßt sich ermitteln, wo gesetzgeberischer Handlungsbedarf besteht und wo auf 
rechtsvereinheitlichende Maßnahmen verzichtet werden kann. Eine Ände-
rungspflicht entfällt lediglich dann, wenn die Rechtsnormen den Bestimmun-
gen einer Richtlinie bereits in allen Punkten entsprechen.9 

III. Steuerrechtliche Rahmenbedingungen 

Der Schwerpunkt der Arbeit liegt auf den steuerrechtlichen Rahmenbedin-
gungen: Da es keine konkrete Rechtsgrundlage rur die Besteuerung grenzüber-
schreitender Verschmelzungen gibt, könnte eine Besteuerungslücke vorliegen. 
Grundsätzlich besteht die Möglichkeit, eine existierende Steuerregel durch 
Rechtsfortbildung auf ungeregelte Sachverhalte auszudehnen. Hierfiir gibt es 
jedoch verfassungsrechtliche und gesetzliche Grenzen. Daher sind zunächst in 
einem Allgemeinen Teil die Grundfragen der steuerlichen Gewinnrealisierung 
zu klären: Wie entstehen stille Rücklagen und stellen sie bereits Einkommen 
dar? Oder bedarf es zur Besteuerung erst eines Realisationsaktes? Können die 

7 Jarass, N1W 1990,2420. 
8 Jarass, EuR 1991,211 (212). 
9 Grabitz -Langeheine. Art. 100 EWGV, Rz. 64. 
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